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Lt. MÜNSTER, 13. November. Die Grü-
nen haben auf ihrem Parteitag in Müns-
ter den langjährigen Streit über die For-
derung nach einer Vermögensteuer mit
einem Erfolg der Parteilinken entschie-
den. Zudem fassten die rund 850 Dele-
gierten unter anderem Beschlüsse zur
Energiewende, zur Religionsfreiheit und
zur Steuerpolitik. Den gegenläufigen
Schlusspunkt setzte jedoch der Auftritt
des Vorstandschefs der Daimler AG, Die-
ter Zetsche, der von einigen linken Grü-
nen mit Buhrufen empfangen wurde,
und der darauf mit der Einladung antwor-
tete, alte Feindbilder müssten begraben
werden. „Lassen Sie uns mit-, statt gegen-
einander arbeiten“, warb Zetsche, und
bot am Ende dem Parteitag die Erkennt-
nis an, „wir brauchen doch alle fort-
schrittlichen Kräfte, die nicht dem Irr-
tum unterliegen, das Rad der Geschichte
zurückdrehen zu können.“

Zetsches Auftritt ging eine eindrucks-
volle Demonstration grüner Bandbreite
voraus, demonstriert durch die beiden
Vorsitzenden der Partei. Während die Re-
präsentantin der Parteilinken, Simone
Peter, die Autokonzerne als „Trickser
und Täuscher“ etikettierte und Zetsche
vorwarf, sein Unternehmen mache eine
halbe Milliarde Euro Umsatz mit dem
Bau von Militärfahrzeugen, wertete der
Realo-Vorsitzende Özdemir den Auftritt
Zetsches als ein „Hammerkompliment“
für die Grünen – zeige er doch, dass „die
Zukunft der Automobilindustrie hier in
diesem Saal entschieden“ werde – dass
also die Grünen die Partei seien, die den
politischen Rahmen für die Verkehrswen-
de setzen könne. Özdemir zog daraus
den allgemeinen Schluss, die Grünen
sollten Dialoge mit Konzernlenkern und
anderen ihnen fern stehenden Akteuren
nicht ausweichen; es sei falsch, davor
Angst zu haben.

Zetsche wendete sich gegen die Ab-
sicht der Grünen, die Zulassung von Au-
tos mit Verbrennungsmotor vom Jahr
2030 an zu verbieten. Er beteuerte, die
klimaverträgliche Mobilität sei „schon
lange der Kern unserer Unternehmens-
strategie“. Anstatt lange über ein Verbot
für das Jahr 2030 zu debattieren, sollten
alle Erwägungen darauf gerichtet wer-
den, wie das Tempo bei der Einführung
emissionsfreier Autos erhöht werden
könne. Das alte Lagerdenken zwischen
„PS-Fetischisten“ einerseits und „freud-
losen Öko-Autogegnern“ andererseits
sei längst nicht mehr zeitgemäß.

Die Grünen erneuerten in ihrem An-
trag zu Energie und Verkehr den Be-
schluss, von 2030 an keine Fahrzeuge

mit Verbrennungsmotor mehr zuzulas-
sen. Sie legten sich überdies auf ein Ende
der Kohlenutzung in Kraftwerken schon
vom Jahr 2025 an fest und beschlossen,
die Änderungen und Beschränkungen
bei der Produktion von Solar- und Wind-
strom, welche die aktuelle Bundesregie-
rung in Kraft setzte, wieder aufheben
und rückgängig machen zu wollen.

In ihrem Grundsatzantrag zur Sozial-
und Steuerpolitik votierten die Grünen
neben der Einführung einer Vermögen-
steuer für „Superreiche“, ohne diese Ver-
mögenskategorie näher zu definieren.
Sie plädierten auch für eine Abschaffung
des Ehegattensplittings für neu geschlos-
sene Ehen und eingetragene Partner-
schaften sowie für die Aufhebung der
Sanktionen für säumige Hartz-IV-Emp-
fänger. In einem weiteren Beschluss be-
kräftigten sie, das Handelsabkommen
Ceta, welches die EU mit Kanada verein-
bart hat, solle von den Landesregierun-
gen, an denen Grüne beteiligt sind, im
Bundesrat nicht befürwortet werden.

In ihrem Grundsatzpapier zur Religi-
onsfreiheit stellt die Partei jetzt erstmals
menschenrechtliche Gebote auf für alle

religiösen Gruppierungen, die um staat-
liche Anerkennung nachsuchen. Sie
müssten bereit sein, „die positive und ne-
gative Religions- und Weltanschauungs-
freiheit umfassend anzuerkennen“, sie
müssten „die Gleichheit von Frauen und
Männern, die Rechte von Minderheiten“
ebenso anerkennen wie „demokratische
Willensbildungsprozesse“ achten. Sie
dürften „alle Formen von Rassismus, An-
tisemitismus und Islamfeindlichkeit
ebenso wie Homophobie nirgends dul-
den“. Die Grünen fällen ein kritisches Ur-
teil über die bestehenden muslimischen
Dachverbände in Deutschland: Ditib, Is-
lamrat, Zentralrat der Muslime und Ver-
band der muslimischen Kulturzentren
„erfüllen aus grüner Sicht zum gegenwär-
tigen Zeitpunkt nicht die vom Grund-
gesetz geforderten Voraussetzungen an
eine Religionsgemeinschaft“.

Gegen diese Feststellung hatten einige
Landesverbände der Grünen Einwände,
da in einigen Bundesländern, in den Grü-
ne Teil der Landesregierung sind, schon
Kooperationsverträge mit diesen musli-
mischen Organisationen geschlossen
wurden. Diese Landesverbände setzten

im Grundsatzpapier eine ergänzende Pas-
sage durch. Dort heißt es nun, unabhän-
gig von der kritischen Einschätzung der
islamischen Verbände seien in einigen
Bundesländern in den letzten Jahren Ver-
einbarungen und Verträge mit verschie-
denen Verbänden zu Sachverhalten wie
Religionsunterricht, Bestattungswesen,
Bildung oder Anstaltsseelsorge geschlos-
sen worden. Die Grünen erkennten dies
„ausdrücklich an“ als „Schritte des Re-
spekts gegenüber den muslimisch Gläubi-
gen“.

Die Grünen äußern sich in ihrem Pa-
pier auch zu dem von Teilen der CDU ge-
forderten Burka-Verbot. Sie stellen fest,
niemand dürfe „Frauen vorschreiben,
was sie aus religiösen Gründen anzuzie-
hen haben“. Burka und Niqab seien „Aus-
druck einer patriarchalischen, frauen-
feindlichen Gesellschaft“. Doch könne
man nicht alles verbieten, „was man
falsch findet“. Für einige partielle Ver-
schleierungsverbote, etwa zur Identitäts-
feststellung oder im Straßenverkehr,
gebe es jetzt bereits Regelungen; weitere
Einschränkungen wollen die Grünen „ei-
ner gründlichen Prüfung“ unterziehen.

reb. KÖLN, 13. November. In Köln haben
am Samstag rund 25 000 Aleviten und
Kurden unter dem Motto „Ja zur Demo-
kratie, Frieden und Freiheit – Nein zur
Diktatur“ gegen die Politik des türkischen
Präsidenten Recep Tayyip Erdogan de-
monstriert. Mehrere Redner warfen Erdo-
gan Willkür und Missachtung fundamen-
taler rechtsstaatlicher Prinzipien vor. Die
Bundesregierung und die EU forderten
die Redner auf, Erdogan zur Abkehr von
seiner antidemokratischen Politik zu drän-
gen. Der Vorsitzende des Deutschen Jour-
nalisten-Verbands, Frank Überall, sagte
mit Blick auf zahlreiche türkische Journa-
listen, die seit dem gescheiterten Putsch
Mitte Juli inhaftiert wurden, Erdogan neh-
me sich „Urlaub von der Pressefreiheit“.
Viele Kollegen, die er in den vergangenen
Monaten in türkischen Zeitungs-, Radio-
oder Fernsehredaktionen besucht habe,
säßen heute im Gefängnis oder seien ar-
beitslos. Der Vorsitzende der Aleviti-
schen Union Europa, Hüseyin Mat, warf
Erdogan vor, die Türkei in einen „diktato-
rischen, auf dem Fundament der tür-
kisch-islamischen Synthese basierenden,
rassistischen Staat“ umbauen zu wollen.

Der Beginn der Redebeiträge musste
zunächst mehrfach verschoben werden,
weil Demonstranten vor der Bühne auf
dem Gelände der ehemaligen Deutzer
Werft auch Fahnen mit Zeichen der so-
wohl in der Türkei als auch in Deutsch-
land als Terrororganisation eingestuften
kurdischen Arbeiterpartei PKK hoch ge-
halten hatten. Einsatzkräfte der Polizei
stellten die Fahnen sicher. Am frühen
Nachmittag kam es dann außerhalb des
Veranstaltungsgeländes zu Zusammenstö-
ßen mehrerer hundert junger Kurden mit
der Polizei. Durch Flaschen- und Stein-
würfe wurden zwei Beamtinnen verletzt.

In Köln finden mittlerweile regelmäßig
Kundgebungen von Anhängern und Kriti-
kern des türkischen Präsidenten statt. Im
Sommer waren aus dem ganzen Bundes-
gebiet und angrenzenden Ländern 40 000
türkischstämmige Demonstranten zu ei-
ner Pro-Erdogan-Kundgebung auf die ehe-
malige Deutzer Werft gekommen. Anfang
September versammelten sich am selben
Ort rund 30 000 Kurden, um gegen die Po-
litik Erdogans und für die Freilassung des
Anführers der kurdischen Arbeiterpartei
PKK, Abdullah Öcalan, zu demonstrie-
ren. Am Samstag vor einer Woche waren
abermals einige tausend Demonstranten
zu einer Protestaktion gekommen, zu der
neben dem der PKK nahestehenden kurdi-
schen Dachverband Nav-Dem auch Alevi-
ten, türkische Linke und deutsche Marxis-
ten aufgerufen hatten.

„Europa braucht Deutschland“
Der dänische Ministerpräsident Lars
Løkke Rasmussen hat die Verdienste
Deutschlands für den Frieden in Euro-
pa gewürdigt. „Wir haben uns für den
Weg der Versöhnung entschieden, und
Deutschland hat uns den Weg gezeigt“,
sagte der Politiker in einer Gedenk-
stunde zum Volkstrauertag im Bundes-
tag. „Sie haben nicht nur Deutschland
wiedervereinigt, Ihre Selbsterkenntnis
und Ihre verantwortungsvolle Politik
haben dazu beigetragen, Europa zu ver-
einigen“, sagte Rasmussen. „Europa
braucht ein Deutschland, das auch in
Zukunft den Weg weist“, betonte der
Ministerpräsident. „Gleichwohl dür-
fen wir nicht glauben, wir hätten die
Geschichte leichtfertig hinter uns ge-
lassen“, mahnte Rasmussen. Krieg
und Vertreibung blieben aktuell. Ras-
mussen war vom Volksbund Deutsche
Kriegsgräberfürsorge zu der Feierstun-
de eingeladen worden, um an die
Flucht von Hunderttausenden deut-
schen Vertriebenen nach Dänemark
am Ende des Zweiten Weltkrieges zu
erinnern. (epd)

Minister tritt zurück
In Sachsen-Anhalt hat Wirtschaftsmi-
nister Jörg Felgner seinen Rücktritt er-
klärt. Er wolle damit Schaden von sei-
ner Partei und seinem Amt abwenden,
teilte der 44 Jahre alte SPD-Politiker
am Sonntagnachmittag mit. Felgner
war erst seit Ende April Minister. Zu-
vor war er Staatssekretär des früheren
Finanzministers Jens Bullerjahn. In
dieser Funktion soll Felgner trotz War-
nungen der MinisterialbeamtenBera-
terverträge in Millionenhöhe am Land-
tag vorbei vergeben haben. Entspre-
chende Vorwürfe wurden in Sachsen-
Anhalt schon seit dem Sommer kontro-
vers diskutiert, auch in Reihen der
schwarz-rot-grünen Regierungskoaliti-
on. Felgner, der selbst auch in die SPD-
internen Machtkampf nach der Wahl
involviert war, fehlte dabei auch zuse-
hends der Rückhalt in der eigenen Par-
tei. Am Freitag hatte schließlich auch
der SPD-Landesvorsitzende Burkhard
Lischka dem Wirtschaftsminister ei-
nen Rücktritt nahegelegt. (bin.)

Kubicki wird Spitzenkandidat
Spitzenkandidat der FDP in Schles-
wig-Holstein für die Landtagswahl im
Mai des nächsten Jahres ist Wolfgang
Kubicki. Er erhielt auf der Landesver-
treterversammlung in Neumünster am
Samstag 99 Prozent der Stimmen. Der
64 Jahre alte Kubicki, der auch stellver-
tretender Bundesvorsitzender seiner
Partei ist, wurde zum siebten Mal in Se-
rie zum Spitzenkandidaten für Land-
tagswahlen bestimmt. Kubicki soll
auch Spitzenkandidat für die Bundes-
tagswahl im nächsten Jahr werden. In
Kiel will die FDP wieder an die Macht.
Kubicki sagte, seine Partei präferiere
ein Dreierbündnis mit CDU und Grü-
nen, aber auch ein Bündnis mit SPD
und Grünen solle nicht ausgeschlossen
werden. Derzeit regiert in Kiel mit ei-
ner Stimme Mehrheit ein Bündnis aus
SPD, Grünen und Südschleswigschem
Wählerverband (SSW). (F.P.)

Dodon in Moldau vorn
Bei der Stichwahl um das Präsidenten-
amt in der früheren Sowjetrepublik
Moldau hat sich am späten Sonntag-
abend der Wahlkommission zufolge
ein Sieg des russlandfreundlichen Kan-
didaten Igor Dodon abgezeichnet.
Nach der Auszählung von 92 Prozent
der Stimmen liege der Sozialist mit
55,9 Prozent in Führung, teilten die Be-
hörden in der Hauptstadt Chisinau
mit. Der prowestlichen Politikerin
Maia Sandu sprach die Wahlleitung ört-
lichen Medien zufolge 44,1 Prozent zu.
Aussagekräftige Ergebnisse sollen an
diesem Montag vorliegen. (dpa)

Anschläge in Russland geplant?
Russlands Inlandsgeheimdienst FSB
hat nach eigenen Angaben zehn Män-
ner festgenommen, die in Moskau und
Sankt Petersburg Terroranschläge nach
dem Vorbild der Pariser Anschläge
vom November 2015 geplant haben sol-
len. Es gebe Hinweise, dass die mut-
maßlichen Angehörigen der Organisa-
tion „Islamischer Staat“ (IS) mit
Sprengsätzen und Maschinengewehren
unter anderem zwei Einkaufszentren
angreifen wollten, berichtete die russi-
sche Regierungszeitung „Rossijskaja
Gaseta“ am Sonntag. Demnach stam-
men die Festgenommenen aus den isla-
misch geprägten früheren Sowjetrepu-
bliken Tadschikistan, Usbekistan und
Kirgistan in Zentralasien. (dpa)

 BERLIN, im November

R aissa versteckt ihr Gesicht hinter ei-
ner übergroßen Sonnenbrille, ihre
Haare hat sie mit einem dünnen

Tuch bedeckt. Raissa ist nicht ihr richtiger
Name. Ihr genaues Alter möchte sie nicht
nennen, aber als Kind muss sie beide
Tschetschenien-Kriege in den neunziger
Jahren miterlebt haben. Seit Beginn dieses
Jahres beantragen immer mehr Menschen
aus Russland Asyl in Deutschland, die
Mehrheit von ihnen kommt wie Raissa aus
Tschetschenien. Bis einschließlich Juli
zählte das Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge 5785 Asylanträge von Tsche-
tschenen. Im gesamten Jahr 2015 waren es
noch 4472. Die Anerkennungsquote ist äu-
ßerst niedrig.

Warum die Zahlen gerade jetzt steigen,
kann kaum jemand mit Sicherheit erklä-
ren. In Tschetschenien herrscht kein Krieg
mehr, aber die Menschenrechtslage ist pre-
kär. Die Republik im Nordkaukasus unter-
steht russischem Recht, doch in der Praxis
regiert hier seit 2007 ausschließlich der 39

Jahre alte Ramsan Kadyrow. Raissa ist in
Berlin auf dem Weg zur „Deutsch-Kaukasi-
schen Gesellschaft“ des DDR-Bürgerrecht-
lers Ekkehard Maaß, bei der tschetscheni-
sche Flüchtlinge Unterstützung im Asyl-
verfahren erhalten. Nur hier traut sich
Raissa, ihre Geschichte zu erzählen: „Ich
wollte eigentlich nicht kommen. Ich habe
Angst“, sagt sie. Viele sind wie Raissa.
Kaum ein tschetschenischer Flüchtling
möchte etwas sagen oder gar seinen Na-
men nennen. Sie fürchten, zu viele Details
ihrer Geschichte könnten sie verraten.

Ramsan Kadyrow hat in Tschetsche-
nien einen Willkürstaat geschaffen. Die
Menschen misstrauen einander und verra-
ten sich gegenseitig, auch um nicht selbst
gepeinigt zu werden. Den „Kadyrowzy“,
der Leibgarde des tschetschenischen Ober-
hauptes, werden von der russischen Men-
schenrechtsorganisation „Memorial“
schwere, systematische Folter, Entfüh-
rung, Erpressung und Mord vorgeworfen.
Auch im Exil fürchten Flüchtlinge Kady-
rows langen Arm. „Wir organisieren
schon gar keine Demonstrationen mehr“,
sagt Sarah Reinke von der „Gesellschaft
für bedrohte Völker“, die sich seit Jahren
mit der Lage in Tschetschenien befasst
und viele Flüchtlinge berät. „Keiner traut
sich mehr auf die Straße.“

Ramsan Kadyrow drohte kritischen
Flüchtlingen öffentlich: „Ich kenne jedes
eurer Worte. Wir haben Daten von jedem
von euch und wissen, wer ihr seid. Schadet
euch nicht selbst!“ Dass Kadyrow nicht
nur droht, zeigt der Fall Umar Israilow,
der 2009 in Wien auf offener Straße er-
schossen wurde, vermutlich weil er gegen
das tschetschenische Oberhaupt vor dem
Europäischen Gerichtshof für Menschen-
rechte geklagt hatte.

In der „Deutsch-Kaukasischen Gesell-
schaft“ haben sich unterdessen mehrere
Tschetschenen eingefunden. Raissa und
ein junger Mann halten sich im Hinter-
grund, ältere Männer sitzen bereits am
Tisch. „Mein Haus, meine Regeln“, sagt
Maaß: „Alle an einen Tisch! Hier dürfen
alle zusammensitzen.“ In Tschetschenien
ist das nicht immer möglich, die Gesell-
schaft ist patriarchalisch, und seit den
Kriegen verbreitet sich zudem der radika-
le Salafismus. Und auch Kadyrow besteht
auf strenge, angeblich islamische, Regeln,
obwohl er sein Vorgehen gegen die Zivilbe-
völkerung mit dem Kampf gegen Islamis-
mus rechtfertigt. Vor einigen Jahren wur-
de eine Kleiderordnung für Frauen einge-
führt, die ein Kopftuch und einen langen
Rock vorschreibt. Im Bericht der „Gesell-
schaft für bedrohte Völker“ zur Menschen-
rechtssituation in Tschetschenien heißt
es, die häusliche Gewalt nehme zu, eben-
so die Zahl der Ehrenmorde. Offizielle
Zahlen gibt es nicht.

Wie Raissa fliehen viele Frauen. Sie er-
zählt, Mitglieder staatlicher Sicherheitsor-
gane hätten ihre Mutter verschleppt. Lan-
ge wusste die Familie nicht, was mit ihr ge-
schehen war, bis Unbekannte Kontakt zu
ihr aufnahmen. „Sie haben gesagt, mei-
ner Mutter gehe es sehr schlecht, und
wenn wir sie lebend wiederhaben wollen,
müssen wir Geld bezahlen“, erzählt Rais-
sa. Freunde, Verwandte und Nachbarn
halfen, die Summe zu sammeln. „Meinem
Vater haben sie gedroht, wenn wir nicht
zahlen, würden sie unsere ganze Familie
töten. Irgendwann hatten wir das Geld
und konnten meine Mutter nach Hause
holen.“

Schon während der Tschetschenien-
Kriege berichtete die russische Journalis-

tin Anna Politkowskaja von solchen Vorfäl-
len. Sie wurde 2006 in Moskau erschossen,
die mutmaßlichen Täter kamen aus Tsche-
tschenien. Im Krieg verschleppten russi-
sche Truppen und tschetschenische Helfer
mutmaßliche Angehörige von Islamisten,
erpressten Geld, folterten und töteten.
Heute sind an ihre Stelle die Kadyrowzy ge-
treten. „Es ist wie im Krieg, nur ohne Bom-
ben“, ruft Wacha, ein weiterer Flüchtling
aus der Runde.

Raissa erzählt weiter: Ihr Bruder habe
sich nach „dem ganzen Stress“ in der Tür-
kei erholen wollen. Laut Raissa habe er
nach einer Weile angerufen, man solle ihn
„hier rausholen“, er werde verfolgt. Dann
habe die Familie den Kontakt zu ihm verlo-
ren, Raissa sei aber mit ihrer Mutter in die
Türkei gereist, um ihn zu suchen. Wie
glaubwürdig diese Darstellung ist, lässt
sich nicht prüfen. Laut einem Bericht der
Internetzeitung „Kawkasskij Usel“ hat sich
Raissas Bruder einer Rebellengruppe im
Krieg in Syrien angeschlossen. Raissa wis-
se nicht, was mit ihm geschehen sei, sagt
sie. Die Islamisten genießen in Tschetsche-
nien gerade unter jungen Männern Zulauf.
Auch die deutschen Sicherheitsbehörden
beobachten Flüchtlinge aus dem Nordkau-
kasus mit Sorge. Der Verfassungsschutz
gab im Frühjahr dieses Jahres an, in Bran-
denburg hielten sich rund 70 Islamisten
größtenteils aus dem Nordkaukasus auf.

Zwei brutale Kriege und die Diktatur Ka-
dyrows haben die tschetschenische Bevöl-
kerung entwurzelt und zerstört. Durch Ex-
tremisten aus dem arabischen Ausland si-
ckerte nach dem Zerfall der Sowjetunion
und dem ersten Krieg die salafistische Ideo-
logie ein. Gegen die Islamisten führten die
russischen Streitkräfte in der Folge einen
erbarmungslosen zweiten Krieg.

Eine von der Weltgesundheitsorganisati-
on finanzierte Untersuchung kam 2003 zu
dem Ergebnis, dass 86 Prozent der tsche-
tschenischen Bevölkerung psychisch oder
physisch krank seien. Betreuer tschetsche-
nischer Flüchtlinge berichten noch heute,
die Mehrheit der Flüchtlinge sei schwer
traumatisiert. „Wir haben dort eine völlig
kaputte, kranke und zerstörte Gesell-
schaft“, sagt Sarah Reinke. Raissa hat eine
ganze Mappe mit ärztlichen Attesten mit-
gebracht. Von Angststörung und Depressi-
on ist zu lesen. Sie befindet sich in Behand-
lung. „Ich habe zweimal versucht, mich um-
zubringen“, sagt sie. „Ich habe doch kein
normales Leben.“

Nachdem sie mit ihrer Mutter aus der
Türkei zurückgekehrt war, wurden sie sozi-
al isoliert und konnten ihr Haus nicht
mehr verlassen. Die Gemeinschaft hat sie
ausgestoßen, vermutlich durch Druck der
Sicherheitsorgane. Sippenhaftung wider-
spricht zwar ebenfalls der russischen Ver-
fassung, doch nach einem Angriff bewaff-
neter Kämpfer auf die tschetschenische
Hauptstadt Grosnyj im Dezember 2014
kündigte Kadyrow an: „Die Zeiten, in de-
nen Eltern nicht für das Handeln ihrer Söh-
ne und Töchter verantwortlich waren, sind
vorbei.“ Man werde die Verwandten von
Kämpfern aus dem Land jagen und ihre
Häuser „mitsamt Fundament“ dem Erdbo-
den gleichmachen. Raissa und ihre Mutter
harrten noch eine Zeitlang aus, dann ent-
schieden sie sich zur Flucht.

Das Asylverfahren in Deutschland ist
langwierig, ihre psychische Verfassung be-
lastet sie schwer. Als sie die „Deutsch-Kau-
kasische Gesellschaft“ verlässt, versteckt
sie ihr Gesicht wieder hinter der Brille und
entfernt sich schweigend von den anderen,
als würden sie sich nicht kennen.

BEILAGENHINWEIS: Einem Teil der heutigen Ausgabe liegt ein Prospekt der Firma F.A.Z.-Verlag bei.
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Aus Tschetschenien
kommen immer mehr
Asylbewerber. Der
Herrscher Ramsan
Kadyrow schafft dort
ein Klima der Angst,
das bis Deutschland
spürbar ist.

Von Rebecca Barth


